Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/3539 


Sachgebiet 100 


Vorblatt 


Grundgesetzänderung 
(Artikel 74 Nr. 4 a GG — Waffenrecht) 

(Schriftlicher Beridit des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Dem Bund fehlt nach geltendem Verfassungsrecht eine um- 
fassende Gesetzgebungskompetenz für das Waffenrecht. Dies 
kann sich für die öffentliche Sicherheit und Wirtschaft nachteilig 
auswirken. 


B. Lösung 

Durch Ergänzung des Artikels 74 GG soll der Bund die kon- 
kurrierende Gesetzgebungskompetenz für das Waffenrecht er- 
halten. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die unveränderte An- 
nahme des Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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— Drudesache VI/2653 — 


A. Bericht der Abgeordneten Sieglerschmidt 
und von Thadden 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bundes- 
tag in seiner 146. Sitzung am 22. Oktober 1971 an den 
Rechtsausschuß federführend und an den Innenaus- 
schuß sowie an den Ausschuß für Wirtschaft mitbe- 
ratend überwiesen. Der Rechtsausschuß hat den Ge- 
setzentwurf in seiner 73. Sitzung am 3. Februar 1972 
und in seiner 89. Sitzung am 15. Juni 1972 beraten. 
Die Stellungnahmen des Innenausschusses vom 
2. März 1972 und des Ausschusses für Wirtschaft 
vom 15. Juni 1972 liegen vor. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einmütig und über- 
einstimmend mit den Stellungnahmen der mitbera- 
tenden Ausschüsse die unveränderte Annahme des 
Gesetzentwurfs. 

Nach geltendem Verfassungsrecht fehlt dem Bund 
auf dem Gebiet des Waffenrechts eine umfassende 
Gesetzgebungskompetenz. Der Bund kann nur den 
wirtschaftsrechtlichen Teil des Waffenrechts, nicht 
dagegen den sicherheitsrechtlichen regeln. Die zu- 
sammengehörige Materie des Waffenrechts hat sich 
infolge der geteilten Kompetenzen in ein den wirt- 
schaftsrechtlichen Teil regelndes Bundeswaffenge- 
setz und in die den sicherheitsrechtlichen Teil re- 


gelnde Landeswaffengesetze aufgespalten. Dabei hat 
sich gezeigt, daß, es den Ländern nicht möglich war, 
die erforderliche Rechtseinheit beim Waffenrecht 
herzustellen. Die aus diesen Gründen vom Bundes- 
rat eingebrachte Grundgesetzänderung schlägt nun- 
mehr vor, dem Bund in einer neuen Nummer 4 a 
des Artikel 74 GG die konkurrierende Gesetzge- 
bungskompetenz für das gesamte Waffenrecht zu ge- 
ben. Der Rechts ausschuß hält die Kompetenzüber- 
tragung und die dadurch ermöglichte Vereinheit- 
lichung des Waffenrechts für dringlich. Die Grund- 
gesetzänderung sowie der dem Bundestag vorlie- 
gende Entwurf eines Waffengesetzes (Drucksache 
W2678) sind nach seiner Auffassung wichtige ge- 
setzgeberische Schritte zur Verbesserung der inne- 
ren Sicherheit in der Bundesrepublik Deutschland. 
Ein einheitliches Waffenrecht wird es den Behörden 
erleichtern, insbesondere den Mißbrauch von Schuß- 
waffen stärker vorbeugend zu bekämpfen. 

Zudem erscheint eine Regelungsbefugnis des Bun- 
des für das gesamte Waffenrecht auch als notwen- 
dig, um sich internationalen Initiativen, die den 
Handel von Waffen aus sicherheitsrechtlichen Grün- 
den einschränken wollen, anschließen zu können. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Sieglerschmidt von Thadden 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache W2653 — 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 16. Juni 1972 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Sieglerschmidt 
von Thadden 

Berichterstatter 


unver- 


2 



